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Der Weg in die Krise 

Am 13. Juli 1931 standen Kunden der 
Darmstädter und Nationalbank (Danat­
bank) vor verschlossenen Türen. Ein 
Hinweis an den Türen der damals zweit­
größten deutschen Bank informierte: 
"Die Darmstädter und Nationalbank hat 
mitgeteilt, dass sie genötigt sei, ihre 
Schalter geschlossen zu halten. Die 
Reichsregierung wird aufgrund einer im 
Laufe des heutigen Tages ergehenden 
Notverordnung des Herrn Reichspräsi­
denten durch volle Garantieleistungen 
für alle Einlagen für eine ruhige Ab­
wicklung der Geschäfte der Danatbank 
Sorge tragen." Der Staat gab Garantien, 
um einen deutschlandweiten Banken­
Run zu verhindern - vergeblich. Die 
Nachricht von der Zahlungsunfähigkeit 
der Bank verbreitete sich schnell. Kun­
den von anderen Banken und Sparkas­
sen waren verunsichert und zogen ihre 
Einlagen ab. Dies war der vorläufige 
Höhepunkt einer Bankenkrise, deren Ur-
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sprung im New Yorker Börsencrash von 
1929 lag. 

Fast 80 Jahre nach dieser Zuspitzung 
eines länger andauernden Prozesses hat 
abermals eine Krise die Weltwirtschaft 
erfasst. Ausgehend von einer Immobi­
lienkrise in den USA in den Jahren 
2005/06 hat sich eine globale Wirt­
schaftskrise entwickelt (vgl. Abbil­
dung I). 

Durch das Platzen der Dotcom-Bla­
se in den USA und durch die Terroran­
schläge vom 11. September 2001 sah 
sich die amerikanische Notenbank ver­
anlasst die Zinsen zu senken, um die 
Wirtschaft anzukurbeln. Dies führte da­
zu, dass mehr und schneller Kredite ver­
geben wurden. Es wurden auch Kredite 
an Darlehensnehmer mit geringer Bo­
nität vergeben (so genannte faule Kre­
dite oder Subprime-Kredite). Zunächst 
hatte dies den gewünschten Effekt: Der 
Konsum stieg ebenso wie die Nachfra­
ge nach Immobilien an, wodurch die Im­
mobilienpreise massiv in die Höhe 
schnellten. In Folge des wirtschaftlichen 
Abschwungs, einhergehend mit Arbeits­
losigkeit sowie durch gestiegene Zinsen 
konnten die Subprime-Kredite nicht 
mehr bedient werden. Die Menschen ver­
kauften ihre Häuser, wodurch die Im­
mobilienpreise drastisch fielen. Investi­
tionen in Immobilien büßten an Wert ein. 
Die Immobilienpreisblase war geplatzt. 

Die Krise weitet sich aus 

Die Banken standen dadurch vor einem 
Problem: Sie konnten ihrerseits wegen 
fehlender Rückzahlungen durch die Kun­
den ihre eigenen Kreditverpflichtungen 
gegenüber anderen Banken nicht mehr 
bedienen. Zudem bündelten die Banken 
Kredite zu neuen Wertpapieren. Da die 
offenen Forderungen aus Immobilien­
krediten wie auch die gebündelten fau­
len Krediten an Wert verloren, kam es 
zu Liquiditätsengpässen und massiven 

Abschreibungen, wodurch das Eigen­
kapital sank. Diesen Engpässen konnte 
nicht mehr begegnet werden, da die Ban­
ken ihrerseits keine Kredite mehr beka­
men. In Folge dessen ging 2008 nach 
mehr als ISO Jahren die Bank Lehman 
Brothers als eine der weltweit größten 
Investmentbanken insolvent. Weitere 
Banken konnten nur durch staatlich be­
reitgestellte Liquiditätsmittel gerettet 
werden. Betroffen waren nicht nur ame­
rikanische, sondern auch europäische 
Banken, die die gebündelten Kredite im 
Depot gehalten hatten. Die US-ameri­
kanische Immobilienkrise entwickelte 
sich zu einer weltweiten Finanzmarkt­
krise. 

Durch die Entwicklungen auf den Fi­
nanzmärkten zogen die Geldanleger ihr 
Geld aus den Banken ab. Weil die Ban­
ken dadurch keine oder weniger liquide 
Mittel zur Verfügung hatten, sind die 
Zinsen für einen Kredit gestiegen. Da es 
somit keine oder nur sehr teure Kredite 
für Investoren wie die Autoindustrie oder 
die Schifibauindustrie gab, konnten die­
se ihre Produktion nicht oder nur einge­
schränkt weiterführen und mussten Mit­
arbeiter entlassen. Die weltweite Fi­
nanzmarktkrise hatte den realen Wirt­
schaftssektor erreicht. 

Staatliche Eingriffe 

Nur durch die im Herbst 2008 in ver­
schiedenen Ländern verabschiedeten 
Rettungspakete konnte es gelingen, die 
Finanzmärkte zu beruhigen. In Deutsch­
land beschlossen Bundesrat und Bun­
destag am 17. Oktober 2008 das Finanz­
marktstabilisierungsgesetz (FMStG), mit 
dem ein Sonderfonds vereinbart wurde, 
auf den in Zahlungsschwierigkeiten ge­
ratene Banken zurückgreifen können. 
Der wesentliche Kern sind Staatsgaran­
tien für Kredite, die die Bank am Kapi­
talmarkt aufnimmt. Dadurch soll die 
Grundlage gelegt werden, dass die kre-
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Abbildung 1: Von der Immobilien- zur globalen Wirtschaftskrise 
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ditgebenden Banken wieder Vertrauen 
fassen und Kredite zu moderaten Zins­
sätzen an andere Banken vergeben. Ne­
ben den Garantien erlaubt es der Fonds, 
dass der Staat Anteile an den Banken er­
wirbt, wodurch das Eigenkapital der Ban­
ken steigt. 

Durch die Inanspruchnahme des Ret­
tungspakets ergeben sich fur die Finanz­
institute Auflagen: Zunächst steht es dem 
Staat zu, in die Geschäftspolitik einzu­
greifen. Darüber hinaus werden die Ma­
nagergehäIter auf 500.000 Euro jährlich 
begrenzt, wie kontrovers zwischen Ver­
tretern der SPD und CDU diskutiert wur­
de . Bonuszahlungen, die oft einen er­
heblichen Teil der Gehälter ausmachen, 
sind nicht mehr zulässig. Letztlich darf 
eine Bank, die den Sonderfonds nutzt, 
keine Dividenden ausschütten. 

Seit Ende 20 I ° werden keine neuen 
Garantien sowie frisches Eigenkapital 
mehr vergeben . Zurzeit wird der Fonds 
abgewickelt und die ausgesprochenen 
Garantien sowie das geliehene Geld 
zurück gefordert. Insgesamt haben vier 
Banken etwa 30 Milliarden Euro Ei­
genkapital erhalten. Die Höhe der ge­
nutzten Staatsgarantien liegt insgesamt 
bei ca. 100 Milliarden Euro. 
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Ein Wandel des staatlichen 
Handlungsparadigmas? 

Es ist eine große Herausforderung für 
die Zukunft, die Finanzmärkte stabil zu 
halten. Diese Herausforderung kann und 
wird nicht allein auf nationaler Ebene 
zu bewältigen sein. Die jüngste Finanz­
marktkrise hat gezeigt, dass Krisen auf 
den Finanzmärkten nicht im nationalen 
Alleingang, sondern nur in Abstimmung 
mit der Staatengemeinschaft überwun­
den werden können. Als eine Möglich­
keit zur Sicherung der Finanzmärkte wird 
immer wieder die Einführung einer Bör­
senumsatzsteuer diskutiert. 

Eine Börsenumsatzsteuer, die theo­
retisch auf die Tobin-Tax nach dem No­
belpreisträger James Tobin zurück geht, 
besteuert das Handelsvolumen. Durch 
eine Börsenumsatzsteuer, die pro Trans­
aktion erhoben wird, sollen Spekulatio­
nen weniger rentabel werden und sich 
dadurch das Handelsvolumen auf den 
Wertpapiermärkten reduzieren. Ein ver­
einfachtes Zahlenbeispiel illustriert dies: 
Nehmen wir an, Aktie A kostet heute 10 
Euro. Wenn ein Anleger erwartet, dass 
die Aktie am nächsten Tag 10,05 Euro 
kostet, wird er sie kaufen. Wenn sich der 

Handlungen raushält, schon seit Aus­
gang des 19. Jahrhunderts nicht mehr 
verfolgt wird. Dennoch gehen die Ein­
griffe des Staates in die Finanzmärkte 
und vor allem die Mitsprache bei Stra­
tegien und Gehaltsstrukturen in privat­
wirtschaftlichen Unternehmen über das 
hinaus, was hinlänglich als marktwirt­
schaftliche Freiheit beschrieben wird. 
Wie weit sich diese regulierenden Mo­
mente in Zukunft durchsetzen werden 
und welche Folgen sich für den Wirt­
schaftsbürger, aber auch die Volkswirt­
schaft, einstellen werden, ist unklar. Klar 
ist hingegen, dass das Handeln des Staa­
tes an einem Scheideweg steht. Einer­
seits trägt der Staat die Verantwortung 
für ein funktionierendes Finanzsystem, 
andererseits liegt die Verantwortung für 
den unternehmerischen Prozess bei den 
Unternehmern selbst. 

Unterrichtliche Umsetzung: 
Finanzmärkte und ihre 
Regulation 

Schüler werden durch die Medien mit 
den Entwicklungen an den Finanz­
märkten konfrontiert und sind als Wirt-
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schaftsbürger selbst Teilnehmer an den 
Geschehnissen - wenn auch nur mittel­
bar. Da zu erwarten ist, dass auch in Zu­
kunft Turbulenzen an Finanzmärkten 
eintreten werden, sind das Wissen und 
die Beurteilung der Entwicklungen für 
gebildete Bürger unabdingbar. Das For­
mulieren, Begründen und Bewerten von 
Lösungsmöglichkeiten unter Berück­
sichtigung verschiedener gesellschaftli­
cher Normen ist ebenso zu thematisie­
ren. 

Neben der persönlichen Betroffenheit 
der Bürger durch die Finanzkrise kön­
nen grundlegende wirtschaftspolitische 
Fragen erörtert werden , wie etwa die 
Rolle des Staates nebst der Frage nach 
staatlichen Interventionen und dem mög­
lichen Einfluss einzelner Institutionen 
auf den Wirtschaftskreislauf. Denn auch 
wenn nicht eine Person für die Finanz­
marktkrise verantwortlich gemacht wer­
den kann, so hat doch das Handeln ei­
niger Weniger eine Vielzahl von Men­
schen unmittelbar betroffen. 

Die aktuelle Finanzmarktkrise, die 
Eingriffe des Staates und die zukünfti­
gen Handlungsoptionen bieten damit 
verschiedene kognitive und affektive 
Lernziele, die je nach Zielgruppe wei­
ter ausdifferenziert werden können. 

Methodische Impulse 

Um die Lernziele zu verfolgen, sind ver­
schiedene methodische Zugänge mög­
lich. Neben der klassischen Analyse von 
Texten sowie dem Lehrervortrag sind 
verschiedene handlungsorientierte Me­
thoden denkbar, um insbesondere die 
Fähigkeit zur Urteilsbildung zu schär­
fen. Der folgende Abschnitt hofft, eini­
ge Anregungen geben zu können: 

BegrifJsmemory: Verschiedene Begrif­
fe wie Aktie, Börsenumsatzsteuer, Ret­
tungspaket, Bonus, Landesbanken usw. 
werden auf Karteikarten geschrieben. 
Für jeden Begriff wird eine zweite Kar­
teikarte erstellt, die eine kurze Erklärung 
bietet. Die Schüler spielen in Gruppen 
Memory, wobei immer ein Begriff und 
eine Erklärung zusammen gesucht wer­
den müssen. In einer möglichen Erwei­
terung erstellen die Schüler das Memory 
selbst auf Grundlage von Materialien 
zum Thema. Die Erweiterung bietet sich 
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Abbildung 2: 
Zeitreihe der US 
Tages-Zi nssätze per 
anno (01.01.1995 
bis 14.02.2011) 

Datenquelle: 
http://www. 
federalreserve.gov/ 
releases/h 15/data. htm 1996 1998 

insbesondere als Einstieg in das Thema 
oder als eine Wiederholung an. 

Positions linie: Zu einem kontroversen 
Punkt, etwa der Beschränkung der Ma­
nagergehälter oder dem Eingriff des Staa­
tes, stellen sich die Schüler auf eine Li­
nie (etwa eine Schnur oder einen Klebe­
streifen), wobei die beiden Ende 
"Ablehnung" bzw. "Zustimmung" dar­
stellen. Die Schüler begründen, warum 
sie einen spezifischen Punkt auf der Li­
nie eingenommen haben. Als mögliche 
Erweiterung werden zwei Gruppen ge­
bildet. Die befürwortenden als auch die 
ablehnenden Schüler stellen sich im Klas­
senzimmer gegenüber an die Wand. Je­
der Schüler bringt ein Argument, warum 
er diese Sicht einnimmt. Am Ende neh­
men die Schüler auf der Linie nochmals 
Position ein. Der Lehrer fragt die Schüler, 
die jetzt eine andere Position vertreten, 
nach ihren Beweggründen, zu wechseln. 

Beurteilung von Kommentaren: Zu ver­
schiedenen kontroversen Themen sind 
naturgemäß verschiedene Kommentare 
in der Tagespresse zu finden . Auf einige 
Positionen zur Börsenumsatzsteuer ver­
weist die angehängte Literatursammlung. 
Die Schüler sollen die Kommentare le­
sen und markieren, welchen Argumenten 
sie zustimmen. Anschließend stellt ein 
Schüler ein Argument vor und vertritt, 
warum er sich dieser Meinung anschließt. 
Die anderen Schüler versuchen ihn von 
dem Gegenteil zu überzeugen. Am Ende 
schreiben alle Schüler einen eigenen 
Kommentar zu dem Thema. 

Kausalkettenspiel: Der Lehrer nennt Be­
griffe zu einem Thema, die in einer kau­
salen Beziehung zueinander stehen kön-
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nen. Als Orientierung für eine Kausal­
kette kann Abbildung 1 dienen . Andere 
Kausalketten können einzelne Aspekte, 
wie beispielsweise die Managergehälter, 
thematisieren. Die Schüler erarbeiten in 
Gruppen die kausalen Zusammenhänge. 
Sie begründen, welche Voraussetzungen 
erfüllt sein müssen, damit dieser Kau­
salschluss eintritt. In einer Erweiterung 
entwickeln sie für die ihrer Meinung nach 
fraglichen Kausalschlüsse alternative 
Szenarien, die sich ergeben können. 

Rollenspiel: In einem Rollenspiel über­
nehmen verschiedene Schüler die Rollen 
von verschiedenen Finanzmarktakteuren. 
Mögliche Akteure sind: Wertpapier­
händler (profitiert von Spekulationen, der 
Bonus macht großen Teil seines Gehalts 
aus, hat eine Familie mit 2 Kindern), Fi­
nanzminister (möchte Steuern einnehmen 
und das Finanzsystem stabil halten), Pri­
vatanleger (möchte einige Ersparnisse an­
legen, scheut großes Risiko), unbeteilig­
ter Staatsbürger (kauft, lebt und arbeitet 
in dem Land) und Hauskäufer (ein Fa­
milienvater, der mit seiner Frau ein Haus 
bauen möchte, mittleres Einkommen, 
schätzt Planungssicherheit). Jeder Teil­
nehmer nimmt zu dem Thema z.B. Bör­
senumsatzsteuer oder Begrenzung der 
Managergehälter eine Position ein. In ei­
nem Gespräch sollen sich die Akteure auf 
eine Lösung verständigen. Die nicht di­
rekt involvierten Mitschüler notieren par­
allel die Argumente der Akteure. An­
schließend werden zwei Gruppen gebil­
det. Zunächst g leichen die Schüler die 
Argumente innerhalb der Gruppe ab und 
sortieren sie dann nach einer Diskussion 
an einer Metaplanwand nach Relevanz. 
Am Ende vergleichen beide Gruppen die 
Rangfolgen der Argumente und kommen 
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zu einer abschließenden Beurteilung der 
Problemstellung. 

Karikaturen beschreiben : Gerade zu 
wirtschaftspo litischen Themen findet 
sich im Internet eine Fülle an Karikatu­
ren. Eine Quelle ist im Anhang genannt. 
Neben einer klassischen Interpretation 
besteht eine Möglichkeit darin, die 
Schüler zunächst einen Kommentar 
schreiben zu lassen, zu dem sie eine Ka­
rikatur auswählen. Alternativ suchen die 
Schüler nicht zu ihrem Kommentar ei­
ne Karikatur aus, sondern für den Text 
eines Mitschülers, um so die Position 
des Gegenüber besser nachzuvollziehen. 
Die Schüler tauschen sich über ihre Be­
weggründe für die Auswahl aus. Für den 
Autor des Textes ergibt sich dadurch ein 
Feedback, wie sein Text aufgefasst wur­
de. Die beiden Schüler stellen ab­
schließend der Klasse die in dem Text 
vertretene Position dar und erläutern, war­
um die ausgewählte Karikatur gut passt. 

Chart interpretieren: Schüler sollten in 
der Lage sein, Grafiken und Charts zu in­
terpretieren. Diese Methodenkompetenz 
ist in einer medial geprägten Welt unab­
dingbar. Eine Möglichkeit ist, dass die 
Schüler einen hypothetischen Verlauf, 
zum Beispiel der Immobilienpreise in den 
USA anhand von Abbildung I , erstellen. 
Eine weitere Möglichkeit besteht darin, 
dass die Schüler bestehende Charts in­
terpretieren (z.B. die Zinsentwicklung in 
Abbildung 2). Politische Interventionen 
sollen von den Schülern aus den Charts 
abgelesen werden und tiefer gehend be­
gründet werden. Die in den Literatur­
empfehlungen genannte Quelle: www. 
markt-daten.de bietet eine gute Zusam­
menstellung von Charts zur Immobi lien­
preisentwicklung in den USA. • 
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